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Erbrechtliche Zuweisung eines landwirtschaftlichen Grundstückes an einen kombiniert Verbeirateten
Sachverhalt

Für Herr A besteht eine kombinierte Mitwirkungs- und Verwaltungsbeiratschaft im Sinne von Art. 395 Abs. 1+2 ZGB. 

Herr A ist als gesetzlicher Erbe an der Erbschaft seiner im Jahre 2004 verstorbenen Tante beteiligt. Besagte Erblasserin hat keine pflichtteilsgeschützten Erben (nur Neffen und Nichten) hinterlassen. Zum Nachlass der Erblasserin gehört unter andrem eine landwirtschaftliche Liegenschaft. Mittels letztwilliger Verfügung aus dem Jahre 1990 hat die Erblasserin diese Liegenschaft als Vermächtnis des gesetzlichen Erben B bestimmt. Mittels schriftlichem Vertrag soll die Ausrichtung des Vermächtnisses nun erfolgen. Als Rechtsgrundausweis für den Grundbucheintrag gilt der erwähnte Vertrag.

Frage

Ist die Zustimmung der VB im Sinne von Art. 421 ZGB resp. der Aufsichtsbehörde im Sinne von Art. 422 ZGB für dieses Rechtsgeschäft erforderlich?

Erwägungen

1. Für den Verbeirateten gelten sinngemäss die Bestimmungen über die Vormundschaft (Art. 367 Abs. 3 ZGB; Basler Kommentar ZGB I-Langenegger, N 6 zu Art. 367). Für die Verwaltungsbeiratschaft (und kombinierter Beiratschaft) gilt diese Verweisungsnorm uneingeschränkt für alle vermögensrechtlichen Bestimmungen der Vormundschaft (Basler Kommentar ZGB I-Langenegger N 15 zu Art. 395). Damit sind die Art. 421 und 422 generell gültig für den vorliegenden Fall.


2. Die Frage stellt sich, ob die durch die gesetzlichen Erben vereinbarte Vollstreckung einer testamentarischen Zuweisung ein genehmigungspflichtiges Rechtsgeschäft sei.
a. Von Gesetzes wegen treten die Erben als Gesamteigentümer mit dem Tod des Erblassers in den Nachlass ein (Art. 560 ZGB). Der so erworbene Nachlass bedarf – entgegen dem Wortlaut in Art. 422 Ziff. 5 ZGB – grundsätzlich keiner Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde. Die Annahme der Erbschaft ist nur in den Fällen des Art. 574 ZGB (Annahme einer von den Nachkommen ausgeschlagenen Erbschaft durch den überlebenden Ehegatten), des Art. 575 ZGB (Annahme einer von den nächsten Erben ausgeschlagenen Erbschaft durch nachfolgende Erben) und des Art. 588 ZGB (vorbehaltlose Annahme nach der Inventaraufnahme). Ob auch die Annahme unter öffentlichem Inventar der Zustimmung bedarf, ist strittig und nach meiner Auffassung zu verneinen (vgl. Basler Kommentar ZGB I-Geiser N 31 zu Art. 421/422). 
b. Bei der Zuweisung des fraglichen landwirtschaftlichen Grundstückes handelt es sich um eine unentgeltliche Zuwendung von Todes wegen (Basler Kommentar ZGB II-Huwiler N 23 zu Art. 484), was einer Schenkung gleichzusetzen ist. Das Vormundschaftsrecht schliesst nur die Schenkung durch den Bevormundeten aus (Art. 408 ZGB) und verlangt im Falle der Mitwirkungsbeiratschaft die Zustimmung des Beirates. Hingegen ist die Entgegennahme einer Schenkung oder eines Legates kein Vorgang, welcher der Zustimmung der vormundschaftlichen Behörden bedürfte.
c. Im vorliegenden Fall ist nun allerdings Herr A Mitglied einer Erbengemeinschaft. Behördliche Mitwirkung ist dann erforderlich, wenn sich die Erben über die Aufteilung des Nachlasses einigen und die einzelnen Erbschaftsgegenstände zuweisen oder Barvermögen aufteilen. Beim vorliegenden Rechtsgeschäft geht es aber ausdrücklich nicht darum, sondern lediglich um den Vollzug einer testamentarischen Auflage. Aus diesem Grund kann nach meinem Dafürhalten der Beirat das Rechtsgeschäft unterzeichnen, wenngleich in der Theorie umstritten ist, wieweit dem Beirat nebst der Vermögensverwaltung auch Vertretungsrechte zukommen. Wenn der Verbeiratete urteilsfähig ist, könnte er gestützt auf Art. 19 Abs. 2 ZGB den unentgeltlichen Vorteil sogar selbständig erlangen (Handeln der urteilsfähigen [Teil] –Entmündigten). Ein Mitwirkungsgeschäft im Sinne von Art. 395 Abs. 1 Ziff. 2 liegt nämlich auch nicht vor, da es nicht um einen Kauf oder eine dingliche Belastung geht, sondern um die Entgegennahme einer Schenkung. Nach dem Vertragswortlaut sollen dem Vermächtnisnehmer allerdings die Notariats- und Grundbuchkosten übertragen werden, was der Verbeiratete nur eingehen kann, wenn diese Kosten aus seinem Einkommen zu finanzieren sind. Diesbezüglich würde ich noch verhandeln.
d. Anders zu entscheiden wäre, wenn der Verbeiratete nicht ein landwirtschaftliches Grundstück, sondern einen landwirtschaftlichen Betrieb übernehmen würde. Diefalls bedürfte auch die schenkungsweise Zuweisung der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 422 Ziff. 3 ZGB).

3. Schlussfolgerung: Der Vollzug des fraglichen Legats bedarf keiner Zustimmung der Vormundschaftsbehörde. Hingegen wird die Vereinbarung über die Teilung des restlichen Nachlasses dereinst der vormundschaftsbehördlichen Zustimmung zu unterbreiten sein (Art. 421 Ziff. 9 ZGB).

Trotzdem sollte seitens des Beirates geprüft werden, worum es sich bei diesem landwirtschaftlichen Grundstück handelt. Es ist zwar verpachtet, was auf dessen Nützlichkeit hindeutet. Als Eigentümer können ihm aber trotzdem Verpflichtungen anfallen (z.B. Haftung, Unterhalt), weshalb der Beirat im Interesse des Verbeirateten prüfen sollte, wieweit die Zuweisung im Interesse des Verbeirateten liegt.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 27.4.2006
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